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                                                 ( FamFG )

                                      Vom 17. Dezember 2008

·      Niedersächsisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und

                                                    Ordnung
( Nds. SOG )
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Rechtsgrundlagen

1. Niedersächsisches Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen

für psychisch Kranke vom 10. Juni 2010 ( NPsychKG)

(  Wichtigste Regelungen:

Hilfen für psychisch kranke Personen

Einrichtung eines sozialpsychiatrischen Dienstes § 7 bei Landkreisen und kreisfreien Städten/bzw. Region Hannover gem. Regionsgesetz

Schutzmaßnahmen für psychisch kranke Personen ( Untersuchung § 20, Voraussetzungen der Unterbringung § 16 )

Berufung eines Ausschusses für Angelegenheiten der psychiatrischen Krankenversorgung (Bildung von Besucherkommissionen für Krankenhäuser oder Einrichtung der Psychiatrie § 30 ) durch das Sozialministerium Verordnung über Gremien für Angelegenheiten der psychiatrischen Krankenversorgung vom 06. Juli 2001

Datenschutz

Kosten

2. Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

(FamFG)
        vom 17. Dezember 2008 Inkrafttreten gemäß art. 112 Abs. 1 dieses Gesetzes am 01.09.2009

Verfahrensvorschriften der Gerichte zu verschiedenen Rechts-

bereichen (einige Beispiele):

Vormundschafts-, Familien-, Betreuungs-, und Unterbringungssachen

Personenstand

Nachlassangelegenheiten

Schiffspfandrecht

Handelssachen

Vereinssachen

3.   Niedersächsisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung      (Nds. SOG)
     in der Fassung vom 19.Januar 2005 (Nds. GVBl. S. 9), zuletzt geändert durch Artikel 2

   des Gesetzes vom 07. Oktober 2010  (Nds. GVBl. S. 465, 469)

(  Wichtigste Regelungen:

     Polizei und Verwaltungsbehörden haben gemeinsam die Aufgabe der 

      Gefahrenabwehr

      Definition der Gefahrenbegriffe

Ermächtigungsgrundlagen zum Einschreiten bei Vorliegen von Gefahren für die                     öffentliche Sicherheit

Inanspruchnahme verantwortlicher Personen (Störerauswahl)

Einzelmaßnahmen ( z.B. Identitätsfeststellungen, Vorladungen, Platzverweisung, Gewahrsam, Durchsuchung von Personen und Sachen, Betreten und Durchsuchen von Wohnungen )

Zwangsmaßnahmen

4.  Verordnung über Vollzugsbeamtinnen und Vollzugsbeamte in der zur
Zeit geltenden Fassung – VollzBeaVO -  

(  Wichtigste Regelungen:

Aufgaben, für die Verwaltungsbehörden Verwaltungsvollzugsbeamtinnen und – beamte bestellen zu müssen

Aufgaben, für die Verwaltungsvollzugsbeamtinnen und – beamte bestellt werden können

Aufgaben und Befugnisse der Verwaltungsvollzugsbeamtinnen und – beamte

Verwaltungsvollzugsbeamtinnen oder Verwaltungsvollzugsbeamte

im Dienst einer Verwaltungsbehörde stehende oder sonst von ihr weisungsabhängige Personen, die allgemein oder im Einzelfall zum Vollzug von Aufgaben der Gefahrenabwehr durch Bestellung ermächtigt sind. 

	Öffentlich-rechtliche

Unterbringung

Gesundheitsbehörde


	Zivilrechtliche

Unterbringung

Gesetzlicher Vertreter

	Vorgerichtliches Verfahren

Verwaltungsverfahren, Beweisaufnahme
	Vorgerichtliches Handeln
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	Vollzug der öffentlich-rechtlichen

Unterbringung

Vollzugsrecht geregelt


	Vollzug der zivilrechtlichen

Unterbringung

Vollzugsrecht ungeregelt


Unterbringung und Einweisung psychisch kranker Personen

Nur die Verwaltungsbehörde kann einen Unterbringungsantrag stellen


Drei mit der Unterbringung eines Kranken befassten Institutionen


Arzt


Verwaltungsbehörde


Gericht

Die Verwaltungsbehörde tritt mit dem Richter in Kontakt.

Die V e r w a l t u n g s b e h ö r d e und nur sie, kann die einstweilige oder dauernde Unterbringung des Kranken beantragen. Die Verwaltungsbehörde hat also das Antragsmonopol. Das bedeutet, dass anders als im Vormundschaftsrecht und im Entmündigungsverfahren, weder das Gericht von sich aus die Initiative ergreifen kann noch andere Personen, Ärzte, Angehörige, vom Kranken belästigte Personen, den Antrag stellen können.

Als Verfahrensbeteiligter kann die Verwaltungsbehörde mit weiteren Ausführungen und Darlegungen, der Vorlage von Beweisen zum Beispiel, Einfluss auf das Verfahren nehmen und schließlich auch gegen eine gerichtliche Entscheidung ein Rechtsmittel einlegen, also das höhere Gericht anrufen.

Zuständigkeit sachlich und örtlich

gem.  § 3 NPsychKG

Die Landkreise und kreisfreien Städte nehmen die Aufgaben nach diesem Gesetz als Aufgabe des übertragenden Wirkungskreises wahr.


Region Hannover (lt. Regionsgesetz)

Unterbringung gem. §§ 16, 17, 18 NPsychKG i.V.m. §§ 312 Ziff. 3, 313, 314, 331, 303 FamFG

Begriff der Unterbringung nach § 14 NPsychKG:

(1) Eine Unterbringung  im Sinne dieses Gesetzes liegt  vor, wenn  jemand gegen seinen

Willen oder im Zustand der Willenlosigkeit in den abgeschlossenen Teil eines    geeigneten Krankenhauses nach § 15 eingewiesen wird oder dort verbleiben soll.

 (2) Eine Unterbringung im Sinne dieses Gesetzes liegt auch dann vor, wenn die Ein-    weisung oder der Verbleib ohne Zustimmung der Personensorgeberechtigten oder des Personensorgeberechtigten oder ohne Zustimmung derjenigen Person erfolgt, die zur Betreuung oder Pflege bestellt ist und deren Aufgabenkreis das Aufenthaltsbestim-mungsrecht umfaßt.

§ 16

Voraussetzungen der Unterbringung

Die Unterbringung einer Person ist nach diesem Gesetz nur zulässig, wenn von ihr infolge ihrer Krankheit oder Behinderung im Sinne des § 1 Nr. 1 eine gegenwärtige erhebliche Gefahr (§ 2 Nr. 1 Buchst. b und c Nds. SOG) für sich oder andere ausgeht und diese Gefahr auf andere Weise nicht abgewendet werden kann.

§ 321 FamFG 

(1) 1Vor einer Unterbringungsmaßnahme hat eine förmliche Beweisaufnahme durch Einholung eines Gutachtens über die Notwendigkeit der Maßnahme stattzufinden. 2Der Sachverständige hat den Betroffenen vor der Erstattung des Gutachtens persönlich zu untersuchen oder zu befragen. 3Das Gutachten soll sich auch auf die voraussichtliche Dauer der Unterbringung erstrecken. 4Der Sachverständige soll Arzt für Psychiatrie sein; er muss Arzt mit Erfahrung auf dem Gebiet der Psychiatrie sein.

(2) Für eine Maßnahme nach § 312 Nr. 2 genügt ein ärztliches Zeugnis.

Definition der gegenwärtigen Gefahr nach (Nds. SOG) in der Fassung vom 19.01.2005 (Nds. GVBL. 2/2005 S.9) in der derzeit gültigen Fassung 

b) gegenwärtige Gefahr:

eine Gefahr, bei der die Einwirkung des schädigenden Ereignisses bereits begonnen hat oder bei der diese Einwirkung unmittelbar oder in allernächster Zeit mit einer an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit bevorsteht;

Beispiele:


ein umgestürzter Baum liegt quer auf einer vielbefahrenen Straße


ein Gefahrenguttransporter hat ein Leck, aus dem giftiges Gas strömt oder in      

       allernächster Zeit zu strömen droht


eine psychisch kranke Person verletzt andere Menschen oder sich selbst, mani-    

       puliert aus einer Wahnvorstellung heraus an Gasleitungen oder kündigt dies an.

c) erhebliche Gefahr:

eine Gefahr für ein bedeutsames Rechtsgut, wie Bestand des Staates, Leben,  Gesundheit, Freiheit, nicht unwesentliche Vermögenswerte sowie andere strafrechtlich geschützte Güter:

Liegen diese Voraussetzungen vor?

Die zuständige Behörde (Landkreis/kreisfreie Stadt/Region) stellt beim zuständigen Amtsgericht – Betreuungsgericht – einen Antrag auf Unterbringung. (§ 312 Nr. 3 FamFG)

Zuständiges Gericht nach § 312 FamFG

Unterbringungssachen

§ 312

Unterbringungssachen sind Verfahren, die

1. die Genehmigung einer freiheitsentziehenden Unterbringung eines Betreuten       (§ 1906 Abs.1 bis 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) oder einer Person, die einen Dritten zu ihrer freiheitsentziehenden Unterbringung bevollmächtigt hat (§ 1906 Abs. 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs),

2. die Genehmigung einer freiheitsentziehenden Maßnahme nach § 1906 Abs. 4 des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder

3. eine freiheitsentziehende Unterbringung eines Volljährigen nach den Landesgesetzen über die Unterbringung psychisch Kranker betreffen.

      eines Kindes (§§ 1631 b, 1705, 1800, 1915 des Bürgerlichen Gesetzbuches)    

            Für Unterbringungsmaßnahmen sind die Betreuungsgerichte / Familiengerichte     zuständig.

Die Unterbringung duldet regelmäßig keinen zeitlichen Aufschub, so dass immer eine sog. einstweilige Anordnung zur vorläufigen Unterbringung beantragt wird (§ 331, 319 FamFG).

Antrag für die Freiheitsentziehung § 417 FamFG

(1) Die Freiheitsentziehung darf das Gericht nur auf Antrag der zuständigen Verwaltungsbehörde anordnen.

(2) 1Der Antrag ist zu begründen. 2Die Begründung hat folgende Tatsachen zu enthalten.

1. die Identität des Betroffenen,

2. den gewöhnlichen Aufenthaltsort des Betroffenen,

3. die Erforderlichkeit der Freiheitsentziehung,

4. die erforderliche Dauer der Freiheitsentziehung sowie

5. in Verfahren der Abschiebungs-, Zurückschiebungs- und Zurückweisungshaft die Verlassenspflicht des Betroffenen sowie die Voraussetzungen und die Durchführ-barkeit der Abschiebung , Zurückschiebung und Zurückweisung.

3Die Behörde soll in Verfahren der Abschiebungshaft mit der Antragstellung die Akte des Betroffenen vorlegen.

Dauer und Verlängerung der Unterbringung (§ 329 FamFG):

(1) Die Unterbringung endet spätestens mit Ablauf eines Jahres, bei offensichtlich langer Unterbringungsbedürftigkeit spätestens mit Ablauf von zwei Jahren, wenn sie nicht vorher verlängert wird. 

(2) 1Für die Verlängerung der Genehmigung oder Anordnung einer Unterbringungsmaß- nahme gelten die Vorschriften für die erstmalige Anordnung oder Genehmigung entsprechend.  2Bei Unterbringungen mit einer Gesamtdauer von mehr als vier Jahren soll das Gericht keinen Sachverständigen bestellen, der den Betroffenen bisher behandelt oder begutachtet hat oder in der Einrichtung tätig ist, in der der Betroffene untergebracht ist.  

Dauer der einstweiligen Anordnung (§ 333 FamFG):

1Die einstweilige Anordnung darf die Dauer von  s e c h s  Wochen nicht überschreiten. 2Reicht dieser Zeitraum nicht aus, kann sie nach Anhörung eines Sachverständigen durch eine weitere einstweilige Anordnung verlängert werden. 3Die mehrfache Verlängerung ist unter den Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 zulässig. 4Sie darf die Gesamtdauer von drei Monaten nicht überschreiten. 5Eine Unterbringung zur Vorbereitung eines Gutachtens (§ 322) ist diese Gesamtdauer einzubeziehen.

Wichtige Verfahrensvorschriften der Gerichte:

       4. das der Betroffene und der Pfleger für das Verfahren persönlich angehört worden     

           sind.

Das Gericht hat den Betroffenen vor seiner Unterbringungsmaßnahme persönlich anzuhören und sich einen persönlichen Eindruck von ihm zu verschaffen. 2Den persönlichen Eindruck verschafft sich das Gericht, soweit dies erforderlich ist, in der üblichen Umgebung des Betroffenen. 

Bei Gefahr im Verzug kann das Gericht die einstweilige Anordnung bereits vor Anhörung des Betroffenen sowie vor Bestellung und Anhörung des Pflegers für das Verfahren erlassen; die Verfahrenshandlungen sind unverzüglich nachzuholen. Bei Gefahr im Verzug kann das Gericht den vorläufigen Betreuer auch abweichend von § 1897 Abs. 4 und 5 des Bürgerlichen Gesetzbuches bestellen.        

Es ist für den Betroffenen ein Pfleger des Verfahrens zu bestellen (§ 317 FamFG).

Aufhebung der Unterbringung (§ 330 FamFG):

1Die Genehmigung oder Anordnung der Unterbringungsmaßnahme ist aufzuheben, wenn ihre Voraussetzungen wegfallen. 2Vor der Aufhebung einer Unterbringungsmaßnahme nach § 312 Nr.3 soll das Gericht die zuständige Behörde anhören, es sei denn, dass dies zu einer nicht nur geringen Verzögerung des Verfahrens führen würde.

Aussetzung der Unterbringung (328 Fam FG):
(1) 1Das Gericht kann die Vollziehung einer Unterbringung nach § 312 Nr. 3 aussetzen. 2Die 

Aussetzung kann mit Auflagen versehen werden. 3Die Aussetzung soll  s e c h s  Monate nicht überschreiten; sie kann bis zu einem Jahr verlängert werden.

(2) Das Gericht kann die Aussetzung widerrufen, wenn der Betroffene eine Auflage nicht erfüllt oder sein Zustand dies erfordert.

Dauer des Verfahrens:


Von der Fertigstellung des fachärztlichen Gutachtens bis hin zum richterlichen  

            Beschluss einige Stunden


Wenn das Amtsgericht nicht besetzt ist, bis zum Folgetag

Beschwerde:

Gegen Verfügungen des Gerichts ist Beschwerde möglich. Hierüber entscheidet das    

jeweils zuständige Landgericht. (§ 335 FamFG)

Vorläufige Einweisung gemäß  § 18 NPsychKG
(1) Kann eine gerichtliche Entscheidung nicht rechtzeitig herbeigeführt werden, so kann die zuständige Behörde die betroffene Person längstens bis zum Ablauf des folgenden Tages vorläufig in ein geeignetes Krankenhaus (§ 15) einweisen, wenn die Voraussetzungen des § 16 durch das Zeugnis einer Ärztin eines Arztes mit Erfahrungen auf dem Gebiet der Psychiatrie dargelegt werden, dem ein frühestens am Vortage erhobener Befund zugrunde liegt.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 ist der Antrag auf gerichtliche Entscheidung von der zuständigen Behörde unverzüglich nachzuholen: auf das gerichtliche Verfahren finden die Vorschriften des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) Anwendung § 19 Nds. SOG findet mit der Maßgabe Anwendung, dass das Vormundschaftsgericht über die vorläufige Einweisung entscheidet. Die vorläufig eingewiesene Person ist über die ihr zustehenden Rechtsbehelfe zu belehren. Ihr ist nach Maßgabe des § 20 Abs. 2 Nds. SOG unverzüglich Gelegenheit zu geben, eine Person ihrer Wahl zu benachrichtigen.   

Beispiele:

                              eine psychisch kranke Person, bei der die Voraussetzungen des § 16        

                              NPsychKG vorliegen, befindet sich z.B. im Polizeigewahrsam oder          

                              in einer Arztpraxis

                              die betroffene Person bedroht Nachbarn oder die eigene Familie              

                              die betroffene Person befindet sich bisher freiwillig in einer psychiat-      

                              rischen Klinik und drängt nach draußen, Gericht ist nicht erreichbar

!!!  Die vorläufige Einweisung soll die Ausnahme sein  !!!

Unterbringung von Personen, für die eine gesetzliche Betreuung

bestellt ist

Rechtsgrundlage:  § 1906 BGB i.V. m § 312 FamFG

Die Unterbringung kann vom Betreuer oder der Betreuerin veranlasst werden, wenn      

folgende Voraussetzungen vorliegen:

(      Wegen einer psychischen Krankheit oder einer geistigen oder seelischen Behin-      

          derung besteht die Gefahr für die betreute Person, dass sie sich selbst tötet oder       

          erheblich gesundheitlichen Schaden zufügt oder

(      Untersuchung, Heilbehandlung oder ärztlicher Eingriff ist notwendig und kann    

          ohne die Unterbringung nicht durchgeführt werden, weil der betreuten Person     

          wegen einer psychischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung     

          die notwendige Einsicht fehlt

Grundsätzlich ist die Unterbringung nur mit Genehmigung des Betreuungsgerichts zulässig.

Ausnahme:

Die Unterbringung duldet keinen Aufschub. Genehmigung des Gerichts ist unverzüglich 

nachzuholen.

Betreuungsperson ist nicht erreichbar oder noch nicht bestellt:


Das Betreuungsgericht entscheidet über Unterbringung.

Betreuungsperson und Betreuungsgericht sind nicht erreichbar:


Vorläufige Einweisung nach  §  18 NPsychKG durch die zuständige Behörde

Unterbringung von Minderjährigen

Vergleichbar mit dem Verfahren für betreute Personen mit dem Unterschied, dass die Sorgeberechtigten an die Stelle der Betreuerin/des Betreuten treten

Unterbringung des Kindes

1631 b Eine Unterbringung des Kindes, die mit Freiheitsentziehung verbunden ist, ist nur mit Genehmigung des Familiengerichts zulässig. Ohne die Genehmigung ist die Unterbringung nur zulässig, wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist; die Genehmigung ist unverzüglich nachzuholen. Das Gericht hat die Genehmigung zurückzunehmen, wenn das Wohl des Kindes die Unterbringung nicht mehr erfordern.

Die Vorschrift regelt die familiengerichtliche Genehmigungspflicht der Unterbringung eines Kindes durch die sorgeberechtigten Eltern. Die Unterbringung Minderjähriger ist im Recht der elterlichen Sorge (§1626f. BGB) geregelt. Die elterliche Sorge umfaßt die Personensorge (§ 1626 Abs.1 Satz 2 BGB), die Personensorge beinhaltet das Recht und die Pflicht, das Kind zu beaufsichtigen und seinen Aufenthalt zu bestimmen (§ 1631 Abs. 1 BGB). Die Vorschrift gilt auch für nicht miteinander verheiratete Eltern, die eine Sorgeerklärung nach § 1626 a Abs.1 Nr.1 BGB abgegeben haben, sowie die Mutter, die die elterliche Sorge gemäß § 1626a Abs. 2 BGB allein ausübt. Sie gilt entsprechend für die Vormundschaft über Minderjährige (§ 1800 BGB) sowie für die Ergänzungspflegschaft, wenn Eltern oder Vormund an der Besorgung der die Unterbringung betreffenden Angelegenheiten verhindert sind (§§ 1909, 1915 BGB).

Unterbringung zum Wohl des Kindes

Für die Erteilung der Genehmigung ist das Wohl des Kindes ausschlaggebend. Das Kindswohl als Voraussetzung einer Freiheitsentziehung ist unter dem Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit zu konkretisieren. Schlink/Schattenfroh halten § 1631 b wegen der Unbestimmtheit der Unterbringungsvoraussetzungen für verfassungswidrig (Schlink/Schattenfroh, Gutachten 1997). Eine Unterbringung kommt daher nur in Betracht im Fall einer Selbst- oder Fremdgefährdung des Kindes im Sinn des § 42 Abs. 3 Satz 2 SGB VIII (MünchKomm/Hinz § 1631 b Rn. 5; Soergel/Strätz § 1631 b Rn. 9; Staudinger/Salgo § 1631 b Rn. 24). Eine Selbst- bzw. Fremdgefährdung kann z.B. bei den S-Bahn-Sufern oder den sog. Crah-Kids vorliegen (Trenzek DVJJ-Jornal 1994 288, 291 f.) Anders als bei der Unterbringung Volljähriger durch den Betreuer kann eine Unterbringung auch bei einer Fremdgefährdung dem Wohl des Kindes Dienen, um Straftaten oder Gefährdungen zu vermeiden, die durch Abwehrmaßnahmen der gefährdeten Person entstehen können. Dabei ist aber in besonderem Maß der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten und zu prüfen, ob zur Abwendung der Gefahr eine mit Freiheitsentziehung verbundene Unterbringung erforderlich ist oder ob mildere Mittel ausreichen. Dies erfordert auch unter den Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe diejenige Maßnahme zu wählen, die am wenigsten in die Rechte der Betroffenen eingreift. Dabei sind die Wünsche des Kindes bzw. Jugendlichen ebenso zu berücksichtigen (§§ 5, 36 Abs. 1 SGB VIII) wie die mit dem Alter wachsende Selbständigkeit ( § 1626 Abs. 2 BGB). Durch das Kinder- und Jugendhilferecht sind die Mitwirkungsrechte der Beteiligten wesentlich ausgebaut worden. Mit Ausnahme der Inobhutnahme nach § 42 Abs. 3 SGB VIII besteht im Kinder- und Jugendhilferecht keine Möglichkeit der Freiheitsentziehung mehr. Dies hat zur Folge, daß ausschließlich aus erzieherischen Gründen eine Freiheitsentziehung auch nicht nach § 1631 b BGB genehmigt werden kann. In jedem Einzelfall ist eine Güterabwägung vorzunehmen, die die Gefährdung des Kindes einerseits, die Nachteile und insbesondere psychischen Folgen einer Unterbringung andererseits einbezieht. Geringfügige Gesundheitsschäden oder Straferwartungen, eine drohende Verwahrlosung ohne Folge körperlicher oder psychischer Schäden sowie die Gefahr von Vermögensschäden, auch in Form von Schadensersatzan-sprüchen, rechtfertigen keine Unterbringung.

Problematisch ist die Unterbringung in einer geschlossenen Einrichtung der Kinder- und Jugendpsychiatrie (zum Konflikt zwischen Jugendhilfe und Jugendpsychiatrie Wullweber R&P 1993, 54ff.). Anders als im öffentlichen Unterbringungsrecht und nach § 1906 BGB ist eine psychische Krankheit oder geistige oder seelische Behinderung nicht Voraussetzung der Genehmigung der Unterbringung. Kann die Einrichtung aber kein geeignetes therapeutisches oder pädagogisches Konzept zur Beseitigung der Gefährdung des Kindeswohls anbieten, kommt eine Unterbringung nicht in Betracht, da die Unterbringung eine bloße Verwahrung darstellen würde. Dies kann nicht dem Wohl des Kindes dienen. Im Ergebnis bedeutet dies, daß die Unterbringung von Kindern und Jugendlichen, die nicht psychisch krank sind und daher auch nicht behandelt werden können, in der Kinder- und Jugendpsychiatrie unzulässig ist. Aber auch sonst sollte die geschlossene Unterbringung in der Kinder- und Jugendpsychiatrie der absolute, auf kurzzeitig besonders problematische Zustände beschränkte Ausnahmefall bleiben (Fegert DVJJ-Journal 1994, 309ff.). Von wesentlicher Bedeutung ist daher die Diagnostik bzw. Beschreibung der konkreten Problematik des Betroffenen durch den Sachverständigen im Unterbringungsverfahren im Hinblick auf die zur Verfügung stehenden pädagogischen und therapeutischen Möglichkeiten und Versorgungsangebote (siehe § 70 FGG). Bei dem Sachverständigen sollte in aller Regel um einen Kinder- und Jugendpsychiater handeln.
Grundrechte:

Gem. § 39 NPsychKG werden folgende Grundrechte eingeschränkt:


Körperliche Unversehrtheit


Freiheit der Person


Unverletzlichkeit des Briefgeheimnisses


Unverletzlichkeit des Post- und Fernmeldegeheimnisses


Unverletzlichkeit der Wohnung

Zuführung psychisch Kranker Personen in Unterbringungseinrichtungen

§ 12

Allgemeine Bestimmungen

(3) Die Ärztinnen und Ärzte des Sozialpsychiatrischen Dienstes sind, soweit es die Durchführung der Schutzmaßnahmen gebietet, befugt, unmittelbaren Zwang anzuwenden. Im übrigen können, soweit es zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlich ist, Bedienstete von Verwaltungsbehörden, und Krankentransportunternehmen entsprechend den Vorschriften des allgemeinen Gefahrenabwehrrechts zu Verwaltungsvollzugsbeamtinnen oder Verwaltungs-vollzugsbeamten bestellt werden.
Gefahrenabwehrrecht

Allgemeines Recht der Gefahrenabwehr

Niedersächsisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (Nds. SOG)

in der Fassung vom 19.Januar 2005 (Nds. GVBl. S. 9), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 07. Oktober 2010 (Nds. GVBl. S. 465, 469)

Besonderes Recht der Gefahrenabwehr


Spezialgesetze (z.B. Lebensmittelrecht, Verkehrsrecht, Gewerberecht, NPsychKG)

Vorrang hat das Spezialgesetz (§ 3 Abs. 2 Nds. SOG), soweit es nicht auf Regelungen des Nds. SOG hinweist!

 § 2 

Nds. SOG

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes ist

1. a)  Gefahr:

eine konkrete Gefahr, das heißt eine Sachlage, bei der im einzelnen Fall die  hinreichende Wahrscheinlichkeit besteht, dass in absehbarer Zeit ein Schaden für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung eintreten wird;

 b)  gegenwärtige Gefahr:

eine Gefahr, bei der die Einwirkung des schädigenden Ereignisses bereits begonnen hat oder bei der diese Einwirkung unmittelbar oder in allernächster Zeit mit einer an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit bevorsteht;

      c)  erhebliche Gefahr:

eine Gefahr für ein bedeutsames Rechtsgut, wie Bestand des Staates, Leben, Gesundheit, Freiheit, nicht unwesentliche Vermögenswerte sowie andere strafrechtlich geschützte Güter;

      d)  Gefahr für Leib oder Leben:

eine Gefahr, bei der eine nicht nur leichte Körperverletzung oder der Tod einzutreten droht;

abstrakte Gefahr:

eine nach allgemeiner Lebenserfahrung oder den Erkenntnissen fachkundiger Stellen mögliche Sachlage, die im Fall ihres Eintritts eine Gefahr (Nummer 1) darstellt; 

           Gefahr im Verzuge:

eine Sachlage, bei der ein Schaden eintreten würde, wenn nicht anstelle der zuständigen Behörde oder Person eine andere Behörde oder Person tätig wird;

           Maßnahme:

Verordnungen, Verwaltungsakte, und andere Eingriffe; (z.B. Einweisungen und Unterbringungen nach NPsychKG)

Verwaltungsvollzugsbeamtinnen und Verwaltungsvollzugsbeamte

(VollzBeaVO)

§ 1

(1).Die Verwaltungsbehörden der Gefahrenabwehr haben im Rahmen ihrer Zuständigkeit    Verwaltungsvollzugsbeamtinnen oder Verwaltungsvollzugsbeamte zu bestellen

      9. die Unterbringung von psychisch Kranken

 (§ 4 Nds. SOG)

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

(1) Von mehreren möglichen und geeigneten Maßnahmen hat die Verwaltungsbehörde oder die Polizei diejenige zu treffen, die den Einzelnen und die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigt.

(2) Eine Maßnahme darf nicht zu einem Nachteil führen, der zu dem erstrebten Erfolg erkennbar außer Verhältnis steht.

(3) Eine Maßnahme ist nur solange zulässig, bis ihr Zweck erreicht ist oder es sich zeigt, dass er nicht erreicht werden kann.

 (§ 5 Nds. SOG)

Ermessen; Wahl der Mittel

(1) Die Verwaltungsbehörden und die Polizei treffen ihre Maßnahmen nach pflichtgemäßem Ermessen.

(2) 1Kommen zur Gefahrenabwehr mehrere Mittel in Betracht, so genügt es, wenn eines davon bestimmt wird. 2Den Betroffenen ist auf Antrag zu gestatten, ein anderes ebenso wirksames Mittel anzuwenden, sofern die Allgemeinheit dadurch nicht stärker beeinträchtigt wird.

(§ 6 Nds. SOG)

Verantwortlichkeit für das Verhalten von Personen 
(1) Verursacht eine Person eine Gefahr, so sind die Maßnahmen gegen sie zu richten.

(2) 1Ist die Person noch nicht 14 Jahre alt, so können die Maßnahmen auch gegen die Person gerichtet werden, die zur Aufsicht über sie verpflichtet ist. 2Ist für die Person eine Betreuerin oder ein Betreuer bestellt, so können die Maßnahmen im Rahmen ihres oder seines Aufgabenkreises auch gegen die Betreuerin oder den Betreuer gerichtet werden.

(3) Verursacht eine Person, die zu einer Verrichtung bestellt ist, die Gefahr in Ausführung der Verrichtung, so können Maßnahmen auch gegen denjenigen gerichtet werden, der die andere Person zu der Verrichtung bestellt hat.

Der Vollständigkeit halber noch folgende Hinweise:

Verantwortlichkeit für Gefahren, die von Tieren ausgehen, oder für den Zustand von Sachen (§ 7 Nds. SOG)

Inanspruchnahme nichtverantwortlicher Personen  (§ 8 Nds. SOG)

(§§ 64 bis 79)

Zwangsmaßnahmen nach dem Nds. SOG  

§ 64 Nds. SOG 

Zulässigkeit, Zuständigkeit, Wirkung von Rechtsbehelfen

(1) Der Verwaltungsakt, der auf die Vornahme einer Handlung oder auf Duldung oder Unterlassung gerichtet ist, kann mit Zwangsmitteln durchgesetzt werden, wenn er unanfechtbar ist oder wenn ein Rechtsbehelf keine aufschiebende Wirkung hat.

(2) 1Zwangsmittel können ohne vorausgehenden Verwaltungsakt angewendet werden, wenn dies 

1. zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr, insbesondere weil Maßnahmen gegen Personen nach den §§ 6 bis 8 nicht oder nicht rechtzeitig möglich sind oder keinen Erfolg versprechen, oder

2. zur Durchsetzung gerichtlich angeordneter Maßnahmen, die der Verwaltungsbehörde oder der Polizei obliegen,

erforderlich ist und die Verwaltungsbehörde oder die Polizei hierbei innerhalb ihrer Befugnisse handelt. 2Die betroffene Person ist zu benachrichtigen. 3In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 kann das Zwangsmittel der Ersatzvornahme auch gegen eine nach § 7 verantwortliche juristische Person des öffentlichen Rechts angewendet werden, sofern diese dadurch nicht an der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gehindert wird.

(3) 1Für die Anwendung von Zwangsmitteln ist die Verwaltungs- oder die Polizeibehörde zuständig, die für den Erlass des Verwaltungsaktes zuständig ist. 2Soweit Verwaltungsakte von obersten Landesbehörden oder von besonderen Verwaltungsbehörden erlassen werden, wird das für Inneres zuständige Ministerium ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Fachministerium durch Verordnung die Zuständigkeit abweichend zu regeln.

(4) 1Rechtsbehelfe gegen die Androhung oder Festsetzung von Zwangsmitteln haben keine aufschiebende Wirkung. 2§ 80 Abs. 4 bis 8 der Verwaltungsgerichtsordnung ist entsprechend anzuwenden.

( § 65 Nds. SOG )

Zwangsmittel  

(1) Zwangsmittel sind:

1. Ersatzvornahme (§ 66),

2. Zwangsmittel (§ 67),

3. Unmittelbarer Zwang ( § 69).

(3) Die Zwangsmittel können auch neben einer Strafe oder Geldbuße angewendet und so lange wiederholt und gewechselt werden, bis der Verwaltungsakt befolgt worden ist oder sich auf andere Weise erledigt hat.

Ersatzvornahme (§ 66)

(1) 1Wird die Verpflichtung, eine Handlung vorzunehmen, deren Vornahme durch eine andere Person möglich ist (vertretbare Handlung), nicht erfüllt, so kann die Verwaltungsbehörde oder die Polizei auf Kosten der betroffenen Person die Handlung selbst ausführen oder eine andere Person mit der Ausführung beauftragen. 2Für die zusätzlich zur Ausführung der Handlung erforderlichen Amtshandlungen werden Gebühren und Auslagen nach den Vorschriften des Niedersächsischen Verwaltungskostengesetzes erhoben.

(2) 1Es kann bestimmt werden, dass die betroffene Person die voraussichtlichten Kosten der Ersatzvornahme im Voraus zu bezahlen hat. 2Werden die Kosten der Ersatzvornahme nicht  fristgerecht gezahlt, so können sie im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 3Die Beitreibung der voraussichtlichen Kosten unterbleibt, wenn die gebotene Handlung ausgeführt wird.

Zwangsgeld (§67)

(1) 1Das Zwangsgeld wird auf mindestens 5 und auf höchstens 50.000,- Euro schriftlich festgesetzt. 2Bei seiner Bemessung ist auch das wirtschaftliche Interesse der betroffenen Person an der Nichtbefolgung des Verwaltungsaktes zu berücksichtigen.

(2) 1Mit der Festsetzung des Zwangsgeldes ist der betroffenen Person eine angemessene Frist zur Zahlung einzuräumen. 2Eine Beitreibung, unterbleibt, wenn die gebotene Handlung ausgeführt oder die zu duldende Maßnahme gestattet wird.

Unmittelbarer Zwang (§ 69)

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Personen oder Sachen durch körperliche Gewalt, durch ihre Hilfsmittel und durch Waffen.

(2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare körperliche Einwirkung auf Personen oder Sachen. 

(3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind insbesondere Fesseln, Wasserwerfer, technische Sperren, Diensthunde, Dienstpferde, Dienstfahrzeuge, Reiz- und Betäubungsstoffe sowie zum Sprengen bestimmte explosionsfähige Stoffe (Sprengmittel).

(4) Als Waffen sind Schlagstock, Pistole, Revolver, Gewehr und Maschinenpistole zugelassen. 

Zulässigkeit des unmittelbaren Zwanges 

§ 69 Nds. SOG )

· wenn andere Zwangsmittel nicht in Betracht kommen oder keinen Erfolg

           versprechen 
(       Zur Abgabe einer Erklärung ausgeschlossen

(       Keine vorherige Festsetzung erforderlich

(       Anwendung nur durch Personen, die mit polizeilichen Befugnissen betraut und        

            hierzu ermächtigt worden sind

§ 72

Handeln auf Anordnung

(1) 1Die zur Anwendung unmittelbaren Zwangs befugten Person sind verpflichtet, unmittelbaren Zwang anzuwenden, der von Weisungsberechtigten angeordnet wird. 2Dies gilt nicht, wenn die Anordnung die Menschenwürde verletzt oder nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden ist.

(2) 1Eine Anordnung darf nicht befolgt werden, wenn dadurch eine Straftat begangen würde. 2Befolgt die zur Anwendung unmittelbaren Zwangs befugte Person die Anordnung trotzdem, so trifft sie eine Schuld nur, wenn sie erkennt oder wenn es nach den ihr bekannten Umständen offensichtlich ist, dass dadurch eine Straftat begangen wird.

§73

Hilfeleistung für Verletzte
Wird unmittelbarer Zwang angewandt, so ist Verletzten, soweit es nötig ist und die Lage es zuläßt, Beistand zu leisten und ärztliche Hilfe zu verschaffen.

§ 74

Androhung unmittelbaren Zwangs

(1) 1Unmittelbarer Zwang ist vor seiner Anwendung anzudrohen. 2Von der Androhung kann abgesehen werden, wenn die Umstände sie nicht zulassen, insbesondere wenn die sofortige Anwendung des Zwangsmittels zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr notwendig ist. 3Als  Androhung des Schusswaffengebrauchs gilt auch die Abgabe eines Warnschusses.

§ 75

Fesselung  von Personen
Eine Person, die nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften festgehalten wird, darf gefesselt werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie

            1.   Personen angreifen, Widerstand leisten oder Sachen beschädigen wird.

            2.   fliehen wird oder befreit werden soll oder

      3.   sich töten oder verletzen wird.

Hinweis:

§§ 76 bis 79 regeln den Schusswaffengebrauch 

Verordnung über Verwaltungsvollzugsbeamtinnen und Verwaltungsvollzugsbeamte 

(VollzBeaVO)

(1) Die Verwaltungsbehörden der Gefahrenabwehr haben im Rahmen ihrer Zuständigkeit Verwaltungsvollzugsbeamtinnen oder Verwaltungsvollzugsbeamte zu bestellen für

9. die Unterbringung von psychisch Kranken,

(2) Die Verwaltungsbehörden der Gefahrenabwehr können im Rahmen ihrer Zuständigkeit Verwaltungsvollzugsbeamtinnen oder Verwaltungsvollzugsbeamte bestellen für        

Hafenaufsicht


Jugendschutz

Aufgaben nach dem Niedersächsischen Gesetz über die öffentliche    Sicherheit und Ordnung

Die Verwaltungsbehörden vollziehen ihre Aufgaben grundsätzlich selbst. 2Hierzu haben sie nach Maßgabe der in Absatz 2 genannten Verordnung Verwaltungsvollzugsbeamtinnen oder Verwaltungsvollzugsbeamte zu bestellen. ( § 50 Nds. SOG )

§ 2

Zu Verwaltungsvollzugsbeamtinnen oder Verwaltungsvollzugsbeamten sollen nur Personen bestellt werden, die in einem Beamten- oder Dienstverhältnis stehen; Angehörige anderer Anstellungskörperschaften können nur bestellt werden, wenn diese zustimmen und nicht Gründe einer sachgerechten Aufgabenerfüllung entgegenstehen. 2Personen außerhalb des öffentlichen Dienstes können ausnahmsweise bestellt werden,  wenn zwischen ihrer hauptberuflichen Tätigkeit und der Vollzugsaufgabe ein enger Sachzusammenhang besteht und die Weisungsgebundenheit an die Verwaltungsbehörde gewährleistet ist.

§ 3

Verwaltungsvollzugsbeamtinnen und Verwaltungsvollzugsbeamte haben bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben die allgemeinen Befugnisse der Verwaltungsbehörden und der Polizei  ( § 11 Nds. SOG ) sowie die Befugnisse zur Befragung ( § 12 Nds. SOG ), zur Identitätsfeststellung und Prüfung von Berechtigungsscheinen ( § 13 Nds. SOG ), zur Platzverweisung ( § 17 Nds. SOG ), zur Gewahrsamnahme ( § 18 Nds. SOG ), zur  Durchsuchung von Wohnungen  ( § 24 Nds. SOG ), zur Sicherstellung von Sachen ( § 26 Nds. SOG ), zur Datenerhebung ( § 31 Abs. 1 und 3 Nds. SOG ) und zur Speicherung, Veränderung und Nutzung personenbezogener Daten ( § 38 Abs. 1 Nds. SOG  ). Dabei sind sie berechtigt, Zwangsmittel ( §§ 64 bis 75 Nds. SOG ) anzuwenden.  D i e  A n w e n d u n g  v o n  W a f f e n  i s t  a u s g e s c h l o s s e n         ( § 69 Abs. 8 Nds. SOG ).

§ 4

(1) Bei der Bestellung ist die Ausübung der Befugnisse nach § 3 auf den nach Art und Ausmaß der Vollzugsaufgaben erforderlichen Umfang zu beschränken.

(2) Den Verwaltungsvollzugsbeamtinnen und Verwaltungsvollzugsbeamten ist ein Dienst-ausweis auszustellen, aus dem die Vollzugsaufgaben ( § 1 ) und der Umfang der Befugnisse       ( § 3 ) zu ersehen sind.
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